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Amtsgericht Leipzig stärkt Rechte der Fluggäste: Auch Unternehmen/Arbeitgeber kön-
nen „Fluggast“ sein, obwohl die Flugreise real vom Angestellten angetreten worden 

wäre 
 
Das Amtsgericht hat mit Urteil vom 7. Juli 2010 (Az.: 109 C 7651/09) die Rechte der Flug-
gäste gestärkt und ein Flugunternehmen zur Zahlung der durch die EU-
Fluggastverordnung (VO(EG)261/2004) vorgesehenen Entschädigung verurteilt. Die an-
spruchstellende juristische Person hatte zuvor für ihren Geschäftsführer bei dem beklag-
tem Luftfahrtunternehmen einen Flug gebucht, der dann infolge eines technischen Defekts 
annulliert wurde. In der Urteilsbegründung folgte das Amtsgericht dabei unserer Argumen-
tation, dass es bei der Auslegung des europarechtlichen Begriffs „Fluggast“ nicht darauf 
ankommt, ob der Anspruchsteller den Flug selbst real angetreten hätte. Das Luftfahrtun-
ternehmen hatte dagegen argumentiert, dass allein derjenige anspruchsberechtigt sei, der 
auch selbst befördert worden wäre (= der Reisende). Das Amtsgericht führte hierzu aus: 
 

„[Der] gesetzgeberische Wille würde […] leer laufen, wenn die Fluggesellschaft in den 
Fällen, in denen sie die Buchungen von juristischen Personen annulliert von jeder 
Ausgleichszahlung mit der Begründung frei bliebe, ihr Vertragspartner sei kein „Flug-
gast“ und müsse daher den Vertragsbruch der Fluggesellschaft duldsam und 
ausgleichslos hinnehmen.“ 
 

Damit können nach Auffassung des Amtsgerichts nunmehr auch Arbeitgeber, die für ihre 
Angestellten buchen, die Entschädigung im eigenen Namen geltend machen. Das Urteil hat 
damit erhebliche Auswirkungen für Unternehmen, die für Angestellte Flüge buchen und 
verhindert eine Besserstellung solcher Flugunternehmen, die hauptsächlich Geschäftskun-
den befördern. 
 
Das Gericht bestätigte ferner, dass sich das beklagte Luftfahrtunternehmen nicht darauf 
berufen könne, der Flug wäre tatsächlich durch ein anderes Luftfahrtunternehmen durch-
geführt worden, wenn dies dem buchenden Vertragspartner nicht offen gelegt wurde. Es 
hat außerdem unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH, Urt. v 22.12.2008, - C-549/07 – „Wallentin-Hermann ./. Alitalia“) ausgeführt, dass 
bei einem Flugzeug auftretendes technisches Problem grundsätzlich nicht unter den Beg-
riff der „außergewöhnlichen Umstände“ zu subsumieren ist. Es hat insofern dargelegt, dass 
technische Probleme nur dann hierunter fallen können, wenn sie auf Vorkommnisse zu-
rückzuführen sind, die nicht Teil der normalen Ausübung der Tätigkeit des Luftfahrtunter-
nehmens und tatsächlich nicht beherrschbar sind, was bei Faktoren wie etwa Blitzschlag, 
Hagel und Ähnlichem anzunehmen ist.  
 

„Im Lichte des Schutzzwecks der Verordnung eine im Ergebnis und der Begründung 
begrüßenswerte Entscheidung, die auch ohne die von uns vorgeschlagene Anrufung 
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des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) überzeugt“ meint Rechtsanwalt Dr. Roman 
Götze.“ 

 
Für weitere Informationen steht Ihnen  
 
Herr Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht Dr. Roman Götze und Herr 
Rechtsanwalt Steffen Gerchel, GÖTZE Rechtsanwälte, Anwaltshaus im Messehof Leipzig, 
Petersstraße 15, 04109 Leipzig, Tel.: 0341-308559-0, Fax: 0341-308559-29, E-Mail: 
mail@goetze.net; Internet: www.goetze.net  
 
gerne zur Verfügung. 
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